
BS-Nr.: 
10/409 

Abstimmungsergebnis 
Mehrheitlich abgelehnt 

Ja: 10 
Nein: 17 
Enthaltung: 3 
Befangen: 0 

Der Antrag der SPD-Fraktion 
1. Zur Gründung einer kommunalen Wohnungsbaugesellschaft sollen unter einer neu einzurichtenden 

Haushaltsstelle 50.000 € im Haushalt eingestellt werden, mit einem Sperrvermerk für den Haupt- und 
Finanzausschuss 

wird mehrheitlich abgelehnt. 
 

BS-Nr.: 
10/410 

Abstimmungsergebnis 
Mehrheitlich abgelehnt 

Ja: 10 
Nein: 20 
Enthaltung: 0 
Befangen: 0 

Der Antrag der SPD-Fraktion 
2. Unterabschnitt Betriebshof soll der Ansatz um 100.000 € gekürzt und mit Sperrvermerk für den Haupt- 

und Finanzausschuss versehen werden, mit der Aufforderung, entsprechende Gespräche über 
Kooperationen – auch mit den Nachbarkommunen - zu führen 

wird mehrheitlich abgelehnt. 
 

BS-Nr.: 
10/411 

Abstimmungsergebnis 
Mehrheitlich abgelehnt 

Ja: 13 
Nein: 17 
Enthaltung: 0 
Befangen: 0 

Der Antrag der SPD-Fraktion 
3. Vom Haushaltstitel 120.102 - Bauliche Unterhaltungen für Straßenbaumaßnahmen –sollen künftig  

- 100.000 € für Radfahrer und 50.000 € für Fußgänger eingesetzt werden.  
- Von dieser Haushaltsstelle sollen darüber hinaus 50.000 € in die Gründung der kommunalen 
  Wohnungsbaugesellschaft einfließen.  
- Die Haushaltsstelle soll künftig mit 2,45 Mio € angesetzt werden 

wird mehrheitlich abgelehnt. 
 
 

BS-Nr.: 
10/412 

Abstimmungsergebnis 
mehrheitlich beschlossen 

Ja: 17 
Nein: 13 
Enthaltung: 0  
Befangen: 0 

a.) Der Rat beschließt – unter Einschluss der vom Haupt- und Finanzausschuss vorgelegten Änderungen – 
die durch den Haupt- und Finanzausschuss am 19.03.2018 empfohlene Haushaltssatzung nebst 
Anlagen für das Haushaltsjahr 2018 mit Haushaltssicherungskonzept 2019 bis 2021. 

 

BS-Nr.: 
10/413 

Abstimmungsergebnis 
mehrheitlich beschlossen 

Ja: 17 
Nein: 13 
Enthaltung: 0  
Befangen: 0 

b.) Der Rat beschließt die als Anlage beigefügte 9. Satzung zur Änderung der Satzung über die 
Festsetzung der Hebesätze für die Grund- und Gewerbesteuer der Stadt Rheinbach zum 01.01.2019. 



BS-Nr.: 
10/414 

Abstimmungsergebnis 
Einstimmig beschlossen 

Ja: 30 
Nein: 0 
Enthaltung: 0  
Befangen: 0 

c.) Die für den Kreditgenehmigungsantrag nach § 82 Abs. 2 GO NW erforderliche „Prioritätenliste“ für 
Investitionen wird in der vorgelegten Form beschlossen. 


